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Am Albertus Magnus-Gymnasium Bensberg, an das 
ich im März 2019 zu einem Podiumsgespräch eingela-
den war, gibt es nur verhältnismäßig wenige Schüler 
mit Migrationshintergrund. Bei dem Gespräch erwiesen 
sich die manchem harmlos vorkommenden „Tierschutz -
parteiler(innen)“ einmal mehr als schnöde Parteigänger 
insbesondere von „Grünen“ und „Linken“. Berufl ichen 
„Background“ braucht es bei ihnen natürlich nicht, da er 
nur allzu leicht durch Frechheit und Rhetorik zu ersetz en 
ist, wenn es dem Publikum nur gefällt. Aber immerhin 
hat mein geistiger Opfergang gegen demagogisch-hoch-
stapelnde Minderqualifi zierte (es gab auch andere) auf 
dem Podium eine kleine Bresche geschlagen und auf die 
AfD neugierig gemacht. Jedenfalls lud man einen Monat 
später meine Kollegin Corinna Miazga ein. Nach dem 
Podium gab es noch ein intensives Gespräch mit einer 
Handvoll von Schülern. Die inquisitorisch wiederholten 
Fragen, warum man etwas so gesagt hätt e, wie man es 
nun mal gesagt hat (man hatt e sich off enbar einige Wahl-
kampf-Videos von mir angeguckt), führten erwartungs-
gemäß zu keinen Ergebnissen. Erstaunt war ich nicht 
nur im Nachhinein über einige dabei sehr verbissen wir-
kende junge Gesichter und sich wiederholende Mangel-
erscheinungen bei unserem Nachwuchs. Kaum Neugier 

gegenüber anderen Meinungen, Nonkonformität wird 
ängstlich gescheut, Skepsis gegenüber den herrschen-
den Alternativlosigkeiten gibt es gar nicht, und Respekt 
ist off enbar eine Ausnahme. Jedenfalls fand ich auf dem 
Heimweg ein „FCK.AfD“-Sticker am Rücken meines 
Jankers… 

Öffentlichkeitsarbeit

Schulbesuche in Bensberg und Leverkusen
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Im Mai ging es dann an die Käthe Kollwitz -Gesamtschu-
le Leverkusen, an der ganz off ensichtlich viele Schü-
ler über einen Migrationshintergrund verfügen. Hier 
schickten die Altparteien ihre jüngste Garde ins Rennen. 
Neben den allfälligen Digital- und Klima-Politik-Fragen 
spielten am Ende doch die Migrations- und ja, nennen 

wir’s mal die Deutschtumsfrage eine Rolle. Wer gehört 
dazu und wer nicht. Hier können einen die akzentfreien 
Deutschkenntnisse und der vielfach spürbare Biß gera-
de der Schüler mit off ensichtlichstem „Migrationshin-
tergrund“ durchaus erfreuen, während „biodeutsche“ 
Knaben oft eher lasch daherkommen. Es ist heikel, wenn 
man sich nicht auf die quasi staatlich verordnete ver-
fassungspatriotische oder paßdeutsche Papierdefi nition 
verläßt, sondern von Migranten klare Positivbeiträge 
(auch materielle, bitt eschön) erwartet und von ihnen 
nicht nur endlose Forderungskataloge entgegennehmen 
möchte. Auch die Sache mit Doppelstaatlerei und dop-
pelten Loyalitäten steht im Raume und ja, manches kann 
man vielleicht nur verstehen, wenn man nicht „erste 
oder zweite Generation“ von wie auch immer (il)legal 
Hereingeschneiten ist. Was hat man sich anverwandelt 
an „deutscher Kultur und Geschichte“, wobei unser Bil-
dungssystem und die „Zivilgesellschaft“ nicht mal mehr 
in der Lage sind, den in x-ter Generation hier Verweilen-
den integere Positiv-Identifi kation mit Land und Leuten 
zu vermitt eln. Eigentlich kann man jeden Beglückwün-
schen, der neben einer off ensichtlich kaputt gemachten 
oder Negativ-Identität noch mindestens eine andere, 
positive hat! Sehr wünschenswert wäre es, wenn unsere 
Partei oder die von ihr beeinfl ußbaren Umfelder die fäl-
lige Zielgruppenansprache hier noch breiter aufstellte…
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Aus dem Büro 2

Kaum Frauen im Afghanistan-Einsatz 

15. März 2019. Der Anteil weiblicher Soldaten am Ein-
satz  der Bundeswehr in Afghanistan ist nach wie vor 
sehr gering. Seit Beginn des Einsatz es 2001 waren etwa 
95 Prozent aller nach Afghanistan geschickten Soldaten 
männlich.

Wie aus einer Antwort des Verteidigungsministeriums 
auf eine Anfrage des AfD-Bundestagsabgeordneten 
Harald Weyel hervorgeht, die der JUNGEN FREIHEIT 
vorliegt, waren zwischen Dezember 2001 und März 
2019 insgesamt 151.513 Soldaten der Bundeswehr in 
Afghanistan. Darunter waren 8.126 Frauen. Dies ent-
spricht einem Anteil von rund 5,4 Prozent.

Bei der „International Security Assistance Force“-Mis-
sion (ISAF) lag der deutsche Frauenanteil bei 4,95 Pro-
zent, bei der nachfolgenden Nato-Ausbildungsmission 
„Resolute Support“ (RS) bei 8,85 Prozent. Von 135.538 
deutschen ISAF-Soldaten waren zwischen Dezember 
2001 und Dezember 2014 lediglich 6.712 weiblich. Bei 
der RS-Mission waren es seit Januar 2015 von insge-
samt 15.975 Soldaten 1.414.

Laut Bundeswehr beträgt der Frauenanteil in der deut-
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schen Armee derzeit rund zwölf Prozent. Von den ins-
gesamt rund 181.500 Soldaten – Berufssoldaten, Zeitsol-
daten und Freiwillig Wehrdienstleistende – sind 22.098 
Frauen. Am stärksten vertreten sind sie dabei mit 8.214 
Soldatinnen im Sanitätsdienst.

Für Weyel belegen die Zahlen zu den Afghanistan-Ein-
sätz en, „daß der Gleichstellungswahn an seine Grenzen 
gelangt, wenn es ernst wird“, sagte er der JF. „Der Krieg 
bleibt eine Männerdomäne, um die sich Frauen nicht 
gerade reißen, weil man dort, anders als an den Schreib-
tischen der vielbeschworenen Führungspositionen, zu 
Schaden kommen kann.“ Dies solle auch Außenminis-
ter Heiko Maaß (SPD) berücksichtigen, wenn er wieder 
einmal in Afghanistan gefallenen Soldatinnen gedenke, 
die es gar nicht gebe, empfahl der AfD-Abgeordnete.

Maas hatt e Anfang der Woche bei seinem Besuch in 
Afghanistan am Ehrenhain im Feldlager Masar-e-Sha-
rif auch einen Kranz zum Gedenken an die gefallenen 
Bundeswehrsoldaten niedergelegt. Das Auswärtige 
Amt twitt erte dazu: „Einsatz , den wir nicht vergessen 
werden: In Masar-e Scharif gedenkt Außenminister 
Heiko Maas gefallenen Soldatinnen und Soldaten.“ 
Sämtliche 35 bislang in Afghanistan gefallenen Solda-
ten waren jedoch männlich. (Autor: Felix Krautkrämer)
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Parlamentariergruppe USA

Arbeitsfrühstück mit US-„Skandal“-Botschafter 
Grenell

Irgendwann im Märzen des Jahres, um halb acht in der 
„Parlamentarischen Gesellschaft“, auf unmitt elbarem 
Reichstagsgelände: Unsere „Deutsch-Amerikanische 
Parlamentariergruppe“, in der die AfD mit mir den Vi-
ze-Vorsitz  innehat, lud zum gemeinsamen Frühstück mit 
dem US-amerikanischen Botschafter Richard Grenell. 
Dabei ging es sozusagen hart aber herzlich zu, mit „off e-
nen Worten unter Freunden“. 

Grenell war einige Wochen zuvor auch schon zu Gast 
im „Ausschuß für Angelegenheiten der EU“. Vom dama-
ligen Fototermin blieben natürlich nur die Aufnahmen 
mit dem CDU-Ausschuß-Vorsitz enden übrig, meine im 
Vorfeld abgeluchsten Bilder mit S.E. fi elen off enbar der 
hiesigen Hauszensur zum Opfer.

Zurück zum Frühstück: Nach meinem Lob des US-Rück-
zugs aus dem „Pariser Klimaabkommen“ (das jährlich 
weitere 100 Mrd. $ in die gleichen Hände gibt, in denen 
schon seit über 60 Jahren der Großteil der „Entwick-
lungshilfe“ mit derzeit 150 Mrd. $ versickert), betonte 
S.E. Grenell zur Freude der anderen mit je einer Person 
vertretenen Bundestagsparteien (außer der SPD waren 
alle vertreten), daß die USA ohne den Pariser Vertrag 

mehr fürs Klima tun würden als andere mit. Auch, daß 
man durchaus sehr für „Klimaschutz  und Multilateralis-
mus“ sei – siehe auch die Sache mit der NATO. Hatt e ich 
wohl zu früh gelobt…

Ich wies auch darauf hin, daß die Aufnahme hundert-
tausender (wenn nicht Millionen) höchst wehrtüchtiger 
Problemmigranten in Deutschland durchaus als zwei-
felhafter aber immerhin voll „anrechenbarer“ Wehr-
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beitrag beim anno 2014 ausgerufenen „2-Prozent-Ziel“ 
der NATO angesehen werden sollten! Und daß weder 
NATO-, Sozial- oder E-Hilfe-Ausgaben hierzulande und 
international über die Qualitätsfragen des Ganzen hin-
wegtäuschen dürften.

Äußerst bemerkenswert war nicht nur die amerikanische 
(Selbst-)Erkenntnis, daß auch die deutsche Autoindust-
rie in den USA zuhause sei (wie er seinem Präsidenten 
immer wieder klarzumachen versuche), sondern auch 
die folgende: Wenn die Franzosen bei den laufenden 
Verhandlungen nun mal partout nicht über Landwirt-
schaft sprechen wollten, müssten eben die Deutschen 
dafür mit büßen. 

Beim Abschied konnte ich noch anmerken, daß zumin-
dest die AfD für eine deutlich bessere deutsche Interes-
senvertretung in Brüssel sorgen will!

Und kein kleines „PS“ am Rande: Gehen wir mal davon 
aus, daß die hiesige euroasiatisch-transatlantische Kon-
stellation hier und da doch eine etwas andere als 1918 
ff . ist. Und sind nicht die Russen 1760, 1815 und 1990 
immer wieder aus deutschen Landen abgezogen? Wann 
taten/tun die anderen es ihnen gleich?

U
S

 C
onsulate M

unich - https://de.usem
bassy.gov/our-relationship/our-am

bassador/
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 Soziale Netzwerke

Der europapolitische Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion, 
Prof. Dr. Harald Weyel, kritisiert die Unterzeichnung des 
„Aachener Vertrags“. Er erklärt: 

„Die Vertragsunterzeichnung ist eine geschmacklose Selbst-
inszenierung von Macron und Merkel. Das Parlament wurde 
im Stile selbstgefälliger Despoten übergangen. Beide lenken 
mit dem außenpolitischen Blitzlichtgewitter von ihren innen-
politischen Problemen ab.

Der Schwerpunkt des Vertrags ist die Sicherheitspolitik. Weil 
Deutschland nicht mehr verteidigungsfähig ist und die USA 
ihre Sicherheitsgarantien unter Trump zunehmend in Frage 
stellen, unterwir�  Merkel sich der Schutzmacht Frankreich.

Statt Deutschland sicherheitspolitisch handlungsfähig zu 
machen, verschachert die Bundesregierung die letzten Reste 
deutscher Souveränität.“

Aachener Vertrag
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Die AfD lehnt die von anderen Bundestagsfraktionen ge-
wünschten „gemeinsamen Sitzungen“ von EU-Ausschuss 
und EU-Parlamentariern zum gegenwärtigen Zeitpunkt ab. 

O� enbar kam man auch in der laufenden Wahlperiode sehr 
gut ohne dergleichen zurecht. Und das Anliegen stellt sich 
letztlich als rein formelle Marketingmaßnahme zur Europa-
wahl dar, die keinen Mehrwert scha�   und nur die Präsenz 
der Bundestagsabgeordneten im Plenum weiter beeinträch-
tigt. Sie ändert nichts an den nicht vorhandenen Befugnissen 
und dem generellen Demokratiede� zit des EU-Parlaments. 

Wir wollen Substanzreformen und keine alten/neuen Augen-
wischereien!

Symbolpolitische Sitz ungen
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 Soziale Netzwerke

Anlässlich des heutigen EU-China-Gipfels in Brüssel wir�  
der europapolitische Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion, 
Prof. Dr. Harald Weyel, der EU-Kommission langjährige Ver-
säumnisse und „politische Impotenz“ vor. Er erklärt: 

„Der EU-Kommission mangelt es an Weitsicht. Sie hat China 
jahrelang unterschätzt und den Binnenmarkt nicht geschützt. 
Der gemeinsame Markt hat Schaden genommen. Jetzt ist die 
EU Bittstellerin und mit hektischem Protektionismus um 
Schadensbegrenzung bemüht. China hat heute einer unkon-
kreten Abschlusserklärung unter Rückgri�  auf � oskelha� e 
Sprache zugestimmt, um die EU nicht zu brüskieren. Die 
regierungsnahen Medien und der Staatsfunk versuchen an-

gesichts der kommenden EU-Wahl die Niederlage als Erfolg 
zu verkaufen. Das Gipfelergebnis ist jedoch dür� ig und be-
legt die politische Impotenz der EU. Die Kommission hat die 
Kontrolle verloren und kann mit China nicht auf Augenhöhe 
verhandeln. 

Immer mehr EU-Länder erkennen die fehlende Durchset-
zungskra�  der Kommission. Im Rahmen der 16+1-Gruppe 
nehmen elf EU-Mitgliedsstaaten ihre Interessen in die eige-
ne Hand. Der Multilateralismus ist gescheitert. Die kün� ige 
Weltordnung gehört dem Bilateralismus. Deutschland muss 
darauf reagieren und häu� ger selber das Steuer übernehmen.“
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Die Wahl Ursula von der Leyens zur Kommissionspräsidentin 
schwächt Deutschlands Ein� uss in der EU. Sie wurde aus Pro-
porzgründen gewählt, weil sich Frankreich zuvor die wichti-
gere EZB-Präsidentscha�  unter den Nagel riss und sie eine 
schwache Politikerin ist. Ihr knappes Wahlergebnis zeigt wie 
wenig Ansehen sie genießt. Sie hat die Bundeswehr runter-
gewirtscha� et. Die beiden Regierungsparteien stehen nicht 
geschlossen hinter ihr. Von der Leyen fehlt der Rückhalt in 
der Heimat und im Europaparlament. Die Staatsoberhäupter 
anderer Länder werden sie wie einen Squash-Ball gegen die 
Wand spielen. Sie ist eine Kommissionspräsidentin auf Abruf. 

Die Personalie von der Leyen zeigt die Geisteshaltung der 
CDU. Die Union legt keinen Wert auf Kandidaten, die dem 
internationalen Polit-Parkett gewachsen sind. Es geht ihr we-
der um die Interessenwahrung Deutschlands, noch um eine 
ernstzunehmende EU-Kommission. Politische Spitzenfunk-
tionen werden von der CDU ausschließlich als Futtertrog für 
beliebige Parteifunktionäre betrachtet. Eignung spielt keine 
Rolle. Wegen dieser Negativauslese und Postenschacherei 
verliert Deutschland in der internationalen Politik den An-
schluß. Mit von der Leyen ist die CDU zu weit gegangen. 
Diese Personalentscheidung wird zum Katalysator, der den 
Niedergang der CDU beschleunigt.

Auf Abruf




